
Der Ökonom John Maynard Keynes
forderte schon Anfang des 20.
Jahrhunderts, Finanztransaktio-

nen zu besteuern, James Tobin schlug die-
se Steuer 1972 vor, die Globalisierungs-
kritiker von Attac griffen 1998 seine For-
derung auf, um „Sand in das Getriebe
der Finanzmärkte zu streuen“ und Geld
für öffentliche Zwecke einzunehmen. Ja,
die Finanztransaktionssteuer ist keine
neue Idee. Doch bis vor kurzem ernteten
ihre Befürworter nur müdes Lächeln. Zu
sehr widersprach sie der Ideologie von
der Grenzenlosigkeit des Kapitals in ei-
ner globalisierenden Welt. Dass dies
jetzt anders ist, das ist ein Zeichen gegen
die Resignation, widerlegt den Satz, dass
die Regeln der Märkte nun einmal funkti-
onieren wie ein unänderbares Naturge-
setz. Es zeigt: Auch diese globalisierte
Welt ist änderbar.

In der Tat: Nicht alles auf den Finanz-
märkten war schlecht. Viele verdienten
prächtig, selbst in der weltweiten Ar-
mutsbekämpfung gab es Fortschritte.
Doch spätestens die Krisen der Jahre
2007 und 2008 enthüllten die Risiken
und Nebenwirkungen des zunehmend de-
regulierten Systems: Die Preise für Le-
bensmittel stiegen spekulationsbedingt,
die amerikanische Hypothekenblase
platzte, Banken und Volkswirtschaften
gerieten in Schieflage und mussten mit
Steuergeld gerettet werden. Doch immer
noch fuhren einige Banken und die
Hedge Fonds hohe Gewinne ein.

In dieser Situation entstand unsere
Kampagne „Steuer gegen Armut“. Am
17. Oktober 2009 forderten 32 Organisati-
onen in einem offenen Brief an die Bun-
desregierung die Besteuerung von allen
spekulationsrelevanten Finanztransakti-
onen mit mindestens 0,05 Prozent. Die
Einnahmen sollten verwendet werden,
um die internationale und nationale Ar-
mut zu bekämpfen, um Klima und Um-
welt zu schützen. Innerhalb von wenigen
Wochen unterzeichneten 66 000 Men-
schen eine entsprechende Petition. Da-
mit war das Thema auf dem Schirm der
Politik; Bündnis 90/Grüne, SPD und
Linkspartei traten der Kampagne bei.

Im Februar 2010 griff die britische
„Robin Hood Campaign“ das Anliegen
auf – es wuchs eine internationale zivilge-
sellschaftliche Bewegung heran. Im Mai

2010 erklärte Finanzminister Wolfgang
Schäuble vor dem Bundestag, dass sich
die Regierung ab sofort für eine solche
Steuer einsetzen werde, nach Möglich-
keit weltweit, sonst im Rahmen der EU
oder im Rahmen der Euro-Zone. Seither
gibt es nur noch eine im Bundestag ver-
tretene Partei, die der Steuer gegenüber
konsequent skeptisch ist: die FDP.

Dessen ungeachtet existiert seither ei-
ne bemerkenswerte Kooperation zwi-
schen der Kampagne, der Bundesregie-
rung und dem Bundestag, um dieses The-
ma national, europäisch und internatio-
nal voranzutreiben. Dieses einmütige
und effiziente Vorgehen ist unter ande-
rem den Schnittmengen zu verdanken,
die es zwischen den Akteuren auf allen
Seiten gibt. Auf Seiten der Kampagne
„Steuer gegen Armut“ engagieren sich in-

zwischen sieben Banken, was zur Sach-
kompetenz der Argumente ebenso bei-
trägt wie zur Entkräftung des Vorwurfs,
das alles sei doch nur wieder getragen
von den üblichen Verdächtigen.

Die Bundesregierung und die Parteien
hingegen sind sich bewusst, dass es um
mehr geht als um eine 0,05-Prozent-Steu-
er. Es geht darum, dass Gewinne nicht
immer nur privatisiert werden, während
der Bürger im Verlustfall die Rechnung
bezahlt und bei ihm, bis hinunter zum
Hartz-IV-Empfänger, gespart wird.
Wolfgang Schäuble hat es auf den Punkt
gebracht: Wir brauchen diese Steuer, sag-
te er am zweiten Weihnachtstag 2011,
„sonst riskieren wir nicht nur die Stabili-
tät unserer Finanzmärkte, sondern ge-
fährden die Legitimation des ganzen Sys-
tems bei den Bürgern“.

Allen, die an diesem Projekt mitarbei-
teten und mitarbeiten, ist klar, dass eine
Finanztransaktionssteuer weder die zu-
rückliegenden Krisen hätte verhindern
können noch weitere Krisen wird verhin-
dern können. Hier sind noch ganz andere
Maßnahmen erforderlich. Diese Steuer
ist aber ein Testfall und ein Symbol da-
für, ob es der Politik und der Gesell-
schaft gelingt, den Primat gegenüber den
Finanzmärkten wiederzugewinnen. Die
grenzübergreifenden Bemühungen zur
Einführung der Finanztransaktionssteu-
er geben Anlass zur Hoffnung, dass dies
gelingen kann. Die grenzübergreifende

Kooperation erwächst auch aus der Ein-
sicht, dass internationale Lösungen
schon deshalb nötig sind, weil nationale
Maßnahmen angesichts der Grenzenlo-
sigkeit der Märkte zu kurz greifen.

All das bisher Erreichte darf nicht
über die Diskrepanzen hinwegtäuschen,
die es zwischen der Bundesregierung
und den meisten Parteien einerseits und
der zivilgesellschaftlichen Bewegung
andrerseits gibt. Die meisten Regierun-
gen, die sich für eine Transaktionssteuer
aussprechen (Frankreich ausgenom-
men), sehen in ihr ein willkommenes Mit-
tel zur Sanierung der öffentlichen Haus-
halte. Das ist aber nicht Motivation und
Ziel der Kampagne „Steuer gegen Ar-
mut“. Wir sind angetreten, um durch die
Besteuerung des Handelns der Reichsten
dieser Welt bescheidene Mittel dafür zur
Verfügung zu stellen, dass die Millenni-

ums-Entwicklungsziele umgesetzt, inter-
nationale Verpflichtungen zum Schutz
von Klima und Umwelt finanziert und
auch in Deutschland Maßnahmen zur Be-
kämpfung wachsender Armut im Inland
ergriffen werden können. Nicht ohne
Grund unterstützen inzwischen auch 14
Kommunen die Ziele der Kampagne per
Stadtratsbeschluss. Der Deutsche Bun-
destag hat jedoch in den jüngsten Haus-
haltsberatungen nicht einmal sicherge-
stellt, dass bis 2015 das 40 Jahre alte Ver-
sprechen umgesetzt wird, dem zufolge
0,7 Prozent des Bruttonationaleinkom-
mens in die Entwicklungshilfe fließen sol-
len. Und das, obwohl sich inzwischen
372 Abgeordnete aller Parteien verpflich-
tet haben, auf dieses Ziel hinzuarbeiten.
Es bleibt also noch viel zu tun.

Vordringlich ist jetzt jedoch, dass Eu-
ropa – idealerweise die EU, wenn nötig
auch die Euro-Zone+X, Ernst macht und
die Finanztransaktionssteuer beschließt
– ohne dass Schlupflöcher bleiben. Auch
bei der Konvention für das Verbot von
Landminen oder dem Kyoto-Protokoll
hat Europa Initiative ergriffen, andere
Staaten der Welt haben sich angeschlos-
sen. So könnte es auch dieses Mal sein.
Die Hoffnung steht im Raum, dass das Be-
mühen um eine Transaktionssteuer zum
Beweis dafür wird, dass Bürger, Zivilge-
sellschaft und Politik gesichtslose Märk-
te und deren Akteure schrittweise zur
Ordnung rufen und dem Gemeinwohl
wieder dienstbar machen können.
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